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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Christian Sterzing, Dr. Helmut Lippelt und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/9339, 13/9913 - 

Entwurf eines Gesetzes zum Vertrag von Amsterdam vom 2. Oktober 1997 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Der Amsterdamer Vertrag hat nicht die notwendigen und mög- 
lichen Fortschritte gebracht, die für eine Weiterentwicklung 
der EU zu einer Politischen Union und für die Erweiterung der 
EU, insbesondere um die mittel- und osteuropäischen Länder, 
notwendig sind. Er hat der EU noch keine durchgängige de- 
mokratische Struktur und noch kein bürgerrechtliches Funda- 
ment in allen ihren Politikbereichen gegeben. Die Bedingun- 
gen für eine ökologische und soziale Reformpolitik auf 
europäischer Ebene, die nationale Reformen ergänzt und 
stützt, wurden nur unzureichend verbessert. 

Nachdrücklich zu kritisieren ist außerdem, daß einige Weichen 
falsch gestellt wurden: in der Gemeinsamen Sicherheitspolitik 
wurde die Tür in Richtung auf eine Militärmacht „Europäische 
Union" weiter geöffnet. Die Zusammenarbeit im Bereich von ' 
Polizei und Justiz steht unter dem Primat der „Inneren Sicher- 
heit" und ermangelt weitgehend grundrechtlicher Garantien 
sowie parlamentarischer und gerichtlicher Kontrolle. Das De- 
mokratiedefizit hat sich trotz der Kompetenzgewinne des Eu- 
ropäischen Parlaments (EP) vergrößert, denn der weiteren 
Stärkung der Kompetenzen des Rates in der Außen- und In- 
nenpolitik steht kein vergleichbarer Ausbau der Rechte des EP 
gegenüber. 

Zweifellos gibt es in dem komplexen Vertragswerk eine Reihe 
von positiven Aspekten. So wurden die Kompetenzen des EP 
in den Gemeinschaftspolitiken ausgeweitet und Elemente 
einer europäischen Beschäftigungspolitik im Vertrag veran- 
kert. Die Gleichstellungspolitik von Frauen und Männern wur- 
de stärker hervorgehoben und eine umfassende Politik der 
Ahtidiskriminierung als Gemeinschaftsaufgabe ermöglicht. 
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Außerdem wurden die Instrumente einer Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik gestärkt und eine Vergemein- 
schaftung in der Innen- und Justizpolitik eingeleitet. 

In vielen Fällen fehlt diesen neuen Regelungen jedoch eine 
rechtliche Verbindlichkeit, ihr Geltungsbereich ist einge- 
schränkt und die politischen Mitwirkungsmöglichkeiten und 
die parlamentarische Kontrolle bleiben ungenügend. Hieran 
können und müssen reformpolitische Initiativen anknüpfen. 

2. Die Bundesregierung ist ihrer Verantwortung für die Reform 
der EU und ihren Versprechungen, die Wirtschafts- und 
Währungsunion durch eine vertiefte Politische Union zu er- 
gänzen, nicht gerecht geworden. Sie hat die Chancen, welche 
die Initiativen anderer Mitgliedstaaten boten, nicht genutzt 
und die vielfältigen Vorschläge von Nichtregierungsorganisa- 
tionen ignoriert. Vielmehr hat die Bundesregierung mit ihrer 
Verhandlungsstrategie falsche Entwicklungen vielfach aktiv 
vorangetrieben. Sie war zu wenig bereit, einen Verzicht auf ei- 
gene Souveränitätsrechte produktiv in die Verhandlungen ein- 
zubringen. Im Widerspruch zu ihrer Integrationsrhetorik hat sie 
die Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen im Rat in we- 
sentlichen Bereichen blockiert, z. B. bei der Asyl- und Ein- 
wanderungspolitik. Bei der Beschäftigungspolitik hat sie sub- 
stantielle Fortschritte zu verhindern versucht. In den Bereichen 
der Justiz- und Innenpolitik, bei Europol und zur Integration 
der WEU in die EU hat sie die falschen Weichen gestellt. 


II. Der Deutsche Bundestag bekennt sich zu einer Außenpolitik 
der internationalen Einbindung und der machtpolitischen Selbst- 
beschränkung, deren Voraussetzung die politische Integration Eu- 
ropas ist. Er wendet sich gegen jeden Rückfall in nationalistische 
Interessenpolitik und lehnt außenpolitische Alleingänge ab. 

Ziel deutscher Europapolitik muß es sein, die supranationale Inte- 
gration zu verstärken und Initiativen für eine Politische Union zu 
ergreifen, die EU weiter zu demokratisieren und zu dezentralisie- 
ren, die Bürgerrechte zur Grundlage europäischer Politik zu ma- 
chen, Rahmenbedingungen für ökologische und soziale Reformen 
auf europäischer und nationaler Ebene einzuleiten, schließlich un- 
ter Absage an eine militärische Dimension zur Handlungsfähig- 
keit einer Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik beizutra- 
gen und die zivile Außenpolitik der EU zu stärken. 

III. Angesichts der unzureichenden Ergebnisse der Regierungs- 
konferenz, die nicht zuletzt auf die falschen politischen Zielset- 
zungen - insbesondere im Bereich der Außen- und Sicherheitspo- 
litik sowie der Innen- und Justizpolitik - und die Blockadepolitik 
der Bundesregierung zurückzuführen sind, ist die Ratifizierung des 
Amsterdamer Vertrages politisch abzulehnen. Auf der anderen 
Seite sind integrationspolitische Fortschritte in Teilbereichen - z. B. 
im Bereich der Gleichstellungs- und Antidiskreminierungspolitik 
sowie bei der Ausweitung der Mitentscheidungsrechte des EP - 
unverkennbar. Mit einer Enthaltung wird deshalb zum Ausdruck 
gebracht, daß durch die Kritik am Amsterdamer Vertrag die Ein- 
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bindung Deutschlands in den europäischen Integrationsprozeß in 
keiner Weise in Frage gestellt wird. Deutschland muß endlich eine 
positive, weitertreibende Rolle in der Politik der europäischen Ei- 
nigung übernehmen, um den ökologisch-sozialen Umbau in Eu- 
ropa auf demokratischer Basis voranzutreiben. 

IV. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, im 
Rahmen der EU initiativ zu werden, um die Mängel des Amster- 
damer Vertrages zu überwinden, die falschen Weichenstellungen 
zu korrigieren und neue Reformintiativen in die Wege zu leiten. 
Die Entwicklung der EU hängt von Kompromissen auf europäi- 
scher Ebene ab. Inzwischen haben sich die Chancen für vorwärts- 
treibende Reformen der EU durch die Regierungswechsel in eini- 
gen Ländern erheblich verbessert. Um dem Anspruch der EU als 
demokratisches Europa der Bürgerinnen und Bürger gerecht zu 
werden, muß die Bundesregierung sich für eine demokratische 
Mitbestimmung und Kontrolle auf allen Ebenen der EU einsetzen 
und die im Amsterdamer Vertrag nur unzureichend verankerte 
Transparenz umfassend verwirklichen. 

Die Bundesregierung soll vor allem in folgenden Bereichen initia- 
tiv werden: 

1. Da die Regierungskonferenzen in ihrer bisherigen Form ein 
künftiges Europa nicht wirklich zu gestalten vermögen, ergreift 
die Bundesregierung die Initiative für eine Reihe von Reform- 
konferenzen unter Beteiligung des EP und der nationalen Par- 
lamente. Das EP muß den Ergebnissen vor der Ratifizierung 
durch die nationalen Parlamente zustimmen. Eine erste solche 
Reformkonferenz soll eine Charta der Grundrechte im EU- Ver- 
trag verankern. An ihr nehmen auch zivilgesellschaftliche Ak- 
teure teil. 

2. Um die institutioneilen Voraussetzungen für die Erweiterung 
der EU zu schaffen, schließt sich die Bundesregierung der Er- 
klärung Belgiens, Frankreichs und Italiens an und unterstützt 
ihre Initiative zur raschen Verwirklichung institutioneller Re- 
formen. 

3. Um eine falsche Weichenstellung in Richtung auf eine engere 
Verzahnung von EU und WEU zu korrigieren, erklärt die Bun- 
desregierung, daß sie alle Möglichkeiten der Europäischen 
Verträge nutzen wird, an der Zusammenarbeit von EU und 
WEU nicht teilzunehmen. Sie wird die Absicht, binnen eines 
Jahres eine Regelung für die verstärkte Zusammenarbeit zwi- 
schen der EU und der WEU zu erarbeiten, nicht weiter verfol- 
gen. Gleichzeitig ergreift sie Initiativen, um die Kapazitäten für 
eine gemeinsame zivile Außenpolitik zu stärken und ein ge- 
meinsames Konzept zur Stärkung der OSZE zu entwickeln. 

4. Um die Möglichkeiten einer gemeinsamen Beschäftigungs- 
politik nach dem Amsterdamer Vertrag zu nutzen und die 
Massenerwerbslosigkeit wirksam zu bekämpfen, gibt die Bun- 
desregierung ihren Widerstand gegen eine verbindliche Koor- 
dination der Beschäftigungspolitik auf europäischer Ebene und 
die Einbeziehung quantitativer Zielgrößen auf. Sie setzt sich 
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ein für eine gemeinsame Herbeiführung wachsender sozialer 
und umweltpolitischer Konvergenz als Ergänzung zu den 
Stabilitätskriterien der Währungsunion. Sie legt einen Akti- 
onsplan vor, der über die auf dem Luxemburger Gipfel be- 
schlossenen Mindestverpflichtungen zu Vorbeugungs- und 
Eingliederungsmaßnahmen hinausgeht und die vorhandenen 
Elemente einer aktiven Arbeitsmarktpolitik fortentwickelt. 

5. Um weitergehende Umweltstandards im nationalen Rahmen 
zu verwirklichen, prüft die Bundesregierung die Möglichkeit 
einer extensiven Nutzung der Ausnahmebestimmungen des 
neuen Artikels 95 EG V (alt 100 a EGV) sowie die neu geschaf- 
fene Möglichkeit einer „verstärkten Zusammenarbeit" für die 
Einführung einer Ökosteuer. 

6. Die Bundesregierung legt dem Rat Vorschläge vor, um die dau- 
erhaft in der EU lebenden Drittstaats angehörigen den Unions- 
bürgerinnen und -bürgern weitgehend gleichzustellen und die 
gesellschaftliche und politische Integration von Migrantinnen 
und Migranten zu fordern. Sie ergreift darüber hinaus Initiati- 
ven für eine gemeinsame Einwanderungspolitik und eine ge- 
meinsame Asylpolitik. Die Anwendung internationaler Min- 
deststandards zum Schutz von Flüchtlingen, vor allem die 
Geltung der Genfer Flüchtlingskonvention im Sinne der Aus- 
legung des UNHCR sowie die Einhaltung der Europäischen 
Menschenrechtskonvention im Sinne der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte sind dabei die 
Grundlage für die Vergemeinschaftung der Gemeinsamen In- 
nen- und Justizpolitik. Die Bundesregierung erklärt, daß sie 
auf dieser Grundlage für den Übergang zu Mehrheitsent- 
scheidungen nach fünf Jahren eintritt. Sie wird unverzüglich 
erklären, daß sie alle vertraglich vorgesehenen Möglichkeiten 
der Zuständigkeit des Europäischen Gerichtshofes ausschöp- 
fen wird. 

7. Um die stärkere Verankerung einer Politik der Gleichstellung 
von Frauen und Männern im Amsterdamer Vertrag umzuset- 
zen, dringt die Bundesregierung auf eine Änderung der Gleich- 
behandlungsrichtlinie. Durch die werden Frauenfördermaß- 
nahmen in Form von verbindlichen Zielquoten ermöglicht, in 
denen Frauen unterrepräsentiert sind. Die Entscheidungsquo- 
ten sind ohne frauendiskriminierende Öffnungsklauseln aus- 
zugestalten. 

Bonn, den 4. März 1998 

Christian Sterzing 

Dr. Helmut Lippelt 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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